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I ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN BEBAUUNGSPLAN 

I.I BESCHRÄNKUNG DES HÖCHSTEN PUNKTES VON BAUWERKEN: 

Kein Teil des Gebäudes, ausgenommen Bauteile gemäß § 53 As. 5 NÖ BO 2014 darf 

die, an der nächstgelegenen Gebäudefront geltende Gebäudehöhe um mehr als 3,5 

m überschreiten.  

 

I.II BESCHRÄNKUNG DES HÖCHSTZULÄSSIGEN OBERIRDISCHEN BAUVOLUMENS: 

Für jene Gebiete für die der Bebauungsplan eine Bebauungsdichte anstatt einer 

Geschoßflächenzahl regelt gelten folgende Bestimmungen im Hinblick auf das 

oberirdische Bauvolumen: 

 

Das höchstzulässige, oberirdische (über dem Bezugsniveau liegende) Bauvolumen für 

Gebäude im Bauland wird für die Widmungsarten Bauland Wohngebiet, Bauland 

Agrargebiet und Bauland Kerngebiet in den Bereichen, in denen keine 

Geschoßflächenzahl verordnet wurde wie folgt beschränkt: 

 

Rechnerisches Bauvolumen je Bebauungsabschnitt =  

Zulässige Bebauungsdichte x Grundstücksgröße x Zulässiger Gebäudehöhe 

 

Höchstzulässiges Bauvolumen je Bebauungsabschnitt =  

Summe der Rechnerischen Bauvolumina der Bebauungsabschnitte je Bauplatz x 0,7 

 

I.III NEBENGEBÄUDE: 

Auf Bauplätzen mit Offener Bebauungsweise ist die Errichtung von Nebengebäuden 

im vorderen Bauwich unzulässig. 

 

Auf Bauplätzen mit Einseitig Offener, Gekuppelter und Geschlossener 

Bebauungsweise dürfen im vorderen Bauwich Nebengebäude für die Abfallsammlung 

und Abstellräume bis zu einer Fläche von insgesamt maximal 15 m² bebauter Fläche 

angeordnet werden sofern diese zumindest einen Abstand von 1,5 m zur vorderen 

Grundstücksgrenze aufweisen. 
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In den Widmungsarten Bauland Wohngebiet und Bauland Kerngebiet, in denen ein 

vorderer Bauwich festgelegt wurde, sind Garageneinfahrten in einem Abstand von 

mindestens 5 m zur Straßenfluchtlinie anzuordnen.  

 

I.IV BAULICHE ANLAGEN: 

Im vorderen Bauwich dürfen Bauliche Anlagen bis zu einer Fläche von insgesamt 

maximal 30 m² an überbauter Fläche angeordnet werden.  

 

I.V FREIFLÄCHEN 

In den nachfolgend angeführten Widmungsarten ist das jeweilige Flächenausmaß je 

Bauplatz und Widmungsfläche frei von jeglicher Art von oberirdischen oder 

unterirdischen Bauwerken zu halten.  

 

Bauland Wohngebiet 25 % 

Bauland Agrargebiet 40 % 

 

Ausgenommen von dieser Bestimmung bleiben Bauplätze oder Bebauungsabschnitte 

in denen im Bebauungsplan eine Bebauungsdichte festgelegt wurde und nach 

welcher, bei Ausnützung der maximalen Bebauungsdichte, weniger unbebaute Fläche 

als die angeführte Freifläche zulässig ist.  

 

I.VI ÄNDERUNG DER HÖHENLAGE DES GELÄNDES: 

Geländeveränderungen dürfen höchstens in einem Ausmaß von 50 cm gegenüber dem 

bestehenden Geländeverlauf vorgenommen werden. 

 

Ausgenommen davon bleiben Kellerabgänge, Abfahrten in Keller und Tiefgaragen 

sowie die Herstellung des oder Angleichung an das Bezugsniveau. 

 

I.VII NIEDERSCHLAGSWÄSSER: 

Niederschlagswässer sind auf Eigengrund oder in anderer rechtlich gesicherter Form 

abzuleiten und entsprechend der jeweiligen Flächentypen technisch einwandfrei zu 
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versickern, abzuleiten oder zu entsorgen. Die Errichtung von Bauwerken und Anlagen 

zur Sammlung von Nutzwasser ist zulässig.  

 

Bestehende, genehmigte Regenwasserableitungen, die von dieser Bestimmung 

abweichen, sind nach den vorgenannten Maßstäben abzuändern, wenn die Lage oder 

die Anzahl der Ableitungen verändert oder die Entwässerungsfläche im Rahmen eines 

Bauvorhabens vergrößert wird. 

 

I.VIII ABWÄSSER: 

Bauwerke im Abfuhrbereich der öffentlichen Fäkalienabfuhr sind an den öffentlichen 

Schmutzwasserkanal anzuschließen, wenn 

• sie über eine Versorgung mit Trink- oder Nutzwasser verfügen, 

• sie Anlagen aufweisen, bei denen sich Kondensate bilden oder 

• sonst mit dem Anfall von Abwässern zu rechnen ist. 

 

Bei Anschlussleitungen ist im Bereich vor dem Übergang in den öffentlichen Kanal 

ein Revisionsschacht anzuordnen.  

 

I.IX WASSERVERSORGUNG: 

Bauwerke mit Aufenthaltsräumen sind an die öffentliche Wasserversorgung 

anzuschließen.  

 

Sofern die Vorrichtungen für die Zähleinrichtung/en nicht innerhalb von Gebäuden 

bis zu einer Leitungslänge von maximal 15 Meter angeordnet werden kann, ist ein 

frostgesicherter Wasserzählerschacht mit den folgend angeführten 

Mindestabmessungen, unmittelbar nach der Anschlussleitung vom öffentlichen Gut 

auszubilden: 

• Schacht Innendurchmesser 100 cm 

• Einstiegsöffnung Durchmesser 80 cm 

Revisionsschächte von Schmutzwasserkanälen dürfen nicht als Wasserzählerschächte 

verwendet werden. 
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Der Hausleitungsabschnitt von der Grundstücksgrenze bis zum Zählerschacht oder 

dem Raum in dem der Wasserzähler angeordnet wird ist in einem Überschubrohr 

mindestens DN 100 zu verlegen.  

 

I.X ABFÄLLE: 

Bei Gebäuden mit Wohneinheiten ist der erforderliche Platzbedarf für die Sammlung 

von Abfällen entsprechend den Planungsgrundlagen für Müllräume und Müllbehälter-

Standplätze der Abfallwirtschaft Wiener Neustadt zu planen. Dabei sind für den 

Platzbedarf mindestens folgende Sammelbehältnisse je Wohneinheit zuzüglich der 

erforderlichen Manipulationsflächen zu berücksichtigen, sofern sich durch die 

Planungsgrundlagen nicht größere Sammelbehältnisse ergeben: 

1 Tonne Restmüll 120 l 

1 Tonne Biomüll 120 l 

1 Tonne Papier 120 l 

1 Behälter für Leichtverpackungen/Metallverpackungen 120 l 

 

Bei Betriebsgebäuden bei denen je Betriebseinheit nicht mit dem Anfall von mehr 

als der üblichen Menge von Abfällen pro Haushalt zu erwarten ist, gelten die 

Bestimmungen für Wohneinheiten sinngemäß.  

 

Bei Betriebsgebäuden bei denen je Betriebseinheit mit dem Anfall von mehr als der 

üblichen Menge von Abfällen pro Haushalt zu erwarten ist, ist ein entsprechendes 

Abfallwirtschaftskonzept vorzulegen.  

 

I.XI STELLPLÄTZE: 

In Abweichung zu den Bestimmungen der Bautechnikverordnung zu der Mindestanzahl 

von Abstellanlagen für Kraftfahrzeuge ist folgende Mindestanzahl von Stellplätzen 

für Personen Kraftwagen zu errichten: 

 

Gebäude mit Wohneinheiten:  2 Stellplätze je Wohneinheit 

 

Jeder Pflichtstellplatz muss direkt von einer geeigneten Verkehrsfläche zufahrbar 

sein, Pflichtstellplätze dürfen nicht hintereinander angeordnet werden.  
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Die Errichtung von Stellplätzen für Kraftfahrzeuge auf Bauplätzen, ungeachtet davon 

ob diese im Freien, in Baulichen Anlagen oder in Gebäuden angeordnet werden, wird 

auf maximal die doppelte Anzahl der, für den Bauplatz erforderlichen 

Pflichtstellplätze begrenzt. Ungeachtet davon dürfen jedoch je Bauplatz zumindest 

4 Stellplätze für Kraftfahrzeuge errichtet werden. 

 

I.XII GRUNDSTÜCKSEIN- UND AUSFAHRTEN 

In den Widmungsarten Bauland Wohngebiet und Bauland Kerngebiet ist je Grundstück 

die Errichtung einer Grundstücksein- und Ausfahrt, mit einer Gesamtlänge von 

maximal 7,0 m zulässig. Sofern die verkehrstechnischen Erfordernisse es notwendig 

machen, kann die Vorsehung von getrennten Ein- und Ausfahrten auf eine 

Gesamtlänge von jeweils maximal 3,5 m von der Behörde festgelegt werden. 

 

I.XIII ORTSBILDPFLEGE: 

Im Bauland Wohngebiet, Bauland Agrargebiet und Bauland Kerngebiet sind 

Plakatwände, Betriebs- und Werbeaufschriften, Gewerbeschilder und 

Werbeeinrichtungen, welche gegen eine öffentliche Verkehrsfläche gerichtet sind 

bzw. von dieser unmittelbar einsehbar sind, nur für die am jeweiligen Standort 

ansässigen Betriebe zur Eigenbewerbung und nur für die Bestandsdauer des 

jeweiligen Betriebes am Standort; gewerberechtlich erforderliche 

Standortbezeichnungen; zulässig.  

 

Die Aufstellung von Waggons, Kraftfahrzeugaufbauten, Mobilheimen, Wohnwagen 

oder sonstigen mobilen Unterkünften außerhalb von Gebäuden ist nur auf explizit 

dafür genehmigten Stellplätzen zulässig. Derartige Stellplätze sind nur zulässig, 

wenn sie von öffentlichen Flächen sowie von sämtlichen Anrainergrundstücken nicht 

einsehbar sind.  
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I.XIV EINFRIEDUNGEN: 

Auf Grundstücken die nicht in geschlossener Bebauungsweise zu bebauen sind 

geltenden folgende Bestimmungen für Einfriedungen: 

 

Einfriedungen die, bis einschließlich 3m, gegen das öffentliche Gut gerichtet sind 

dürfen eine Höhe von 1,5 m über dem angrenzenden Bezugsniveau nicht 

überschreiten. Dabei darf ein Sockel von maximal 50 cm errichtet werden. Im übrigen 

Bereich der Ansichtsfläche darf der Abschluss durch flächige Bauteile oder flächig 

wirkende Bauteile höchstens 50 % betragen. 

 

Einfriedungen bis zu einem Abstand von 3 m vom öffentlichen Gut, die gegen 

seitliche oder hintere Grundstücksgrenzen gerichtet sind, dürfen eine Höhe von 1,5 

m über dem angrenzenden Bezugsniveau nicht überschreiten. 

 

Sonstige Einfriedungen die, bis zu einem Abstand bis einschließlich 3m, gegen 

seitliche oder hintere Grundstücksgrenzen gerichtet sind dürfen eine Höhe von 2,0 

m über dem angrenzenden Bezugsniveau nicht überschreiten. 

 

Schallschutzanlagen, welche gegen eine Landes- oder Bundesstraße gerichtet sind 

und Stützmauern bleiben von diesen Bestimmunen unberührt. 

 

Einfriedungen im Bereich von Grundstücksein- und Ausfahrten auf Landes- oder 

Bundesstraßen, welche mit Kraftfahrzeugen befahren werden können sind, über die 

gesamte Länge der Grundstücksein- und Ausfahrt, bis zu einer Tiefe von 5 m 

unzulässig. Ausgenommen davon sind Einfriedungen mit automatisch betriebenen 

Toranlagen. 

 

Im Bereich des Erholungszentrums Haschendorf sind Einfriedungen im Hinteren 

Bauwich, die gegen die Uferlinie gerichtet sind unzulässig. Einfriedungen im Hinteren 

Bauwich, die gegen den Anrainer gerichtet sind dürfen eine Höhe von 1,5 m über 

dem angrenzenden Bezugsniveau nicht überschreiten und in der Ansichtsfläche darf 

der Abschluss durch flächige Bauteile oder flächig wirkende Bauteile höchstens 50 % 

betragen. 
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I.XV FLACHDÄCHER 

Bei allen Gebäuden sind Flachdächer sowie flachgeneigte Dächer bis 5° Dachneigung 

als begrünte Dächer mit, zumindest extensiver Begrünung auszuführen. Bei Zubauten 

an bestehenden, bewilligten Gebäuden gilt dies ab einer neuen Dachfläche von mehr 

als 15 m².  

Bei Baulichen Anlagen sind Flachdächer sowie flachgeneigte Dächer bis 5° 

Dachneigung aber einer Dachfläche von mehr 15 m² als begrünte Dächer mit 

zumindest extensiver Begrünung auszuführen.  

 

I.XVI TERRASSEN, DACHTERRASSEN UND BALKONE AN GRUNDSTÜCKSGRENZEN. 

Terrassen, die mehr als 30 cm über dem Bezugsniveau liegen, Dachterrassen und 

Balkone müssen einen Abstand von mindestens 2 m zu seitlichen und hinteren 

Grundstücksgrenzen aufweisen.  
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II BESONDERE BESTIMMUNGEN BEBAUUNGSPLAN FÜR 

ERHALTENSWÜRDIGE ALTORTGEBIETE: 

II.I ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Die Stadtgemeinde Ebenfurth setzt sich zum Ziel die in Folge näher bezeichneten 

Ortsgebiet mit historischen Ortscharakter (Altortgebiete) zu schützen und bei Neu- 

und Zubauten eine Rückführung zu den Charakteristiken der ursprünglichen 

Bautradition zu forcieren.  

 

Bauwerke im Altortgebiet sind nur dann zulässig, wenn sie im Umfang und ihrer 

Gestaltung den baulichen Strukturen des Altbestandes im Einzugsbereich nach § 56 

NÖ BO 2014 entsprechen bzw. nicht offensichtlich davon abweichen. 

 

Die äußere Gestaltung von Gebäuden ist an die im Einzugsbereich, entsprechend der 

ursprünglichen Bautradition charakteristischen optischen Merkmale der Fassade 

anzupassen, insbesondere sind dabei zu berücksichtigen: 

-Die Fassadenteilung; 

-Fassadegliederung und Struktur der Fassadenflächen; 

-Die Fensterabstände bzw. Fensterachsen; 

-Größe und Proportionen von Fenster, Türen und Toren; 

-Ausbildung von Zierelementen wie Gesimsen, Faschen, Friese, Pilaster, und dgl.; 

 

Zeitgemäße architektonische Gestaltungen sind zulässig sofern Sie ein 

architektonisch stimmiges Gesamtbild im Hinblick auf den im Einzugsbereich 

befindlichen Gebäudebestand ergeben oder von öffentlichen Flächen im 

Einzugsbereich nicht einsehbar sind. 

 

Bauwerksteile die bei der Ermittlung der Gebäudehöhe unberücksichtigt bleiben 

sind, wenn sie vom öffentlichen Gut einsehbar sind in ihrer Höhe und Gestaltung an 

die umliegende Bebauung anzupassen.  

 

Die Gestaltung und Höhenlage des Firstes und der Traufe von, an der 

Straßenfluchtlinie liegenden oder gegen die Straßenfluchtlinie gerichteten Gebäuden 

ist, für den von öffentlichen Flächen einsehbaren Bereich an die Gestaltung und 
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Höhenlage des Firstes und der Traufe der angrenzenden oder benachbarten Gebäude 

anzupassen. Abweichungen von mehr als 1 m zu den angrenzenden Gebäuden sind 

nur mit Vorlage eines positiven Ortsbildgutachten eines, vom Verfasser der 

Planunterlagen verschiedenen Architekten zulässig.  

 

Verwendete Materialien müssen in ihrem Erscheinungsbild der ursprünglichen 

Bautradition entsprechen. Grelle Farbgestaltungen, Effektfassaden (z.B. 

Glitzeroptik) sowie sonstige zeitgenössische Bauprodukte die nicht diesem 

Erscheinungsbild entsprechen sind nicht zulässig.  

 

Die Errichtung von Antennen oder sonstigen Sende- und Empfangseinrichtungen an, 

vom öffentlichen Gut einsehbaren Bauwerksteilen ist unzulässig. 
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II.II (Z1) – ERHALTENSWÜRDIGES ALTORTGEBIET STADTKERN EBENFURTH 

Dächer sind als Sattel-, Walm- oder Krüppelwalmdächer mit Dachneigungen zwischen 

35° und 45° auszubilden. Steilere Dachneigungen sind zulässig sofern dies zur 

Anpassung an den Altbestand erforderlich ist. Von dieser Bestimmung abweichende 

Dachformen und Neigungen sind nur zulässig, wenn Sie von öffentlichen Flächen im 

Einzugsbereich nicht einsehbar sind.  

 

Fenster ohne Parapet, welche gegen die Straßenfluchtlinie gerichtet oder von dieser 

einsehbar sind, sind unzulässig. 

 

Die Errichtung von Gauben sowie Balkonen und Loggien an der, gegen die 

Straßenfluchtlinie gerichtete Gebäudefront ist unzulässig.  
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II.III (Z2) – ERHALTENSWÜRDIGES ALTORTGEBIET RATHAUSSTRAßE, MÜHLGASSE 

Dachformen sind im Bereich der Rathausstraße und Mühlgasse sowie im, von diesen 

Straßen einsehbaren Bereich an das, für die Straßenzüge charakteristische 

Erscheinungsbild anzupassen. Zulässig sind Satteldächer und Krüppelwalmdächer. 

Die Firstrichtung ist dabei normal zur Rathausstraße bzw. Mühlgasse auszurichten. 

Von dieser Bestimmung abweichende Dachformen und Neigungen sind nur zulässig, 

wenn Sie von öffentlichen Flächen im Einzugsbereich nicht einsehbar sind. 

 

Fenster ohne Parapet, welche gegen die Straßenfluchtlinie gerichtet oder von dieser 

einsehbar sind, sind unzulässig. 

 

Gauben die gegen die Straßenfluchtlinie gerichtet oder von dieser einsehbar sind, 

dürfen insgesamt eine Länge von maximal 1/3 der Gebäudelänge nicht überschreiten 

und müssen sich gestalterisch in das Straßenbild einfügen.  
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II.IV (Z3) – ERHALTENSWÜRDIGES ALTORTGEBIET DORFSTRAßE, BACHWEG, BIELERGASSE 

Dachformen sind im Bereich der Dorfstraße, des Bachweg und der Bielergasse sowie 

im, von diesen Straßen einsehbaren Bereich an das, für die Straßenzüge 

charakteristische Erscheinungsbild anzupassen. Zulässig sind Satteldächer und 

Krüppelwalmdächer. Die Firstrichtung ist dabei normal zur öffentlichen 

Verkehrsfläche bzw. orientiert an den seitlichen Grundstücksgrenzen auszurichten. 

Von dieser Bestimmung abweichende Dachformen und Neigungen sind nur zulässig, 

wenn Sie von öffentlichen Flächen im Einzugsbereich nicht einsehbar sind. 

 

Fenster ohne Parapet, welche gegen die Straßenfluchtlinie gerichtet oder von dieser 

einsehbar sind, sind unzulässig. 

 

Gauben die gegen die Straßenfluchtlinie gerichtet oder von dieser einsehbar sind, 

dürfen insgesamt eine Länge von maximal 1/3 der Gebäudelänge nicht überschreiten 

und müssen sich gestalterisch in das Straßenbild einfügen.  

 

 


